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Der Marshallplan ist ein Mythos. Die Faszination, die er auf die
Öffentlichkeit von jeher ausübte, scheint vor dem Hintergrund der
schwierigen Lage, in der sich die osteuropäischen Staaten ge-
genwärtig befinden, außerordentlich zugenommen zu haben. Im
Vordergrund des Interesses steht die Frage, ob der beispiellose
wirtschaftliche Aufschwung, den die westeuropäischen Staaten
in dem Jahrzehnt nach der Verkündigung des Marshallplans er-
lebten, in Osteuropa wiederholbar ist, sofern der Westen seine
Verantwortung erkennt. Das Motto, das der amerikanische
Außenminister Marshall am 5. Juni 1947 in Harvard ausgab1, -
„Hilfe zur Selbsthilfe“ - ist erneut zum Zauberwort geworden.
Das neubelebte Interesse am Marshallplan scheint selbst die Hi-
storiker erfaßt zu haben, die ja sonst nicht gerade im Ruf stehen,
ihren Gegenstand im Lichte tagespolitischer Aktualität zu be-
trachten. So schlug Charles Maier den Marshallplan jüngst als
Modell für Osteuropa vor. An ihm lasse sich exemplarisch stu-
dieren, wie intelligente und weitsichtige Wirtschaftshilfe dazu
dienen könne, Gesellschaften zu stabilisieren, die zwar mit ge-
waltigen Schwierigkeiten konfrontiert, aber von ihrem Potential
her in der Lage seien, ökonomisch zu prosperieren und sich de-
mokratisch zu entwickeln.2
So faszinierend dieser Gedanke einerseits ist, so sehr gilt es doch
andererseits zu bedenken, daß der Marshallplan Ende der 40er /
Anfang der 50er Jahre in Westeuropa unter Rahmenbedingungen
wirksam wurde, die heute in Osteuropa nicht oder jedenfalls so
nicht gegeben sind. Man muß nur an die erdrückende Übermacht
erinnern, die die USA nach dem 2. Weltkrieg Westeuropa ge-
genüber besaßen oder an den Kalten Krieg und die ständige Prä-
senz der sowjetischen Bedrohung, um die Unterschiede zu mar-
kieren. Was wäre wohl aus dem Marshallplan geworden ohne die
negativ integrierende Kraft der UdSSR und die positiv integrie-
rende Kraft der USA? Welche Verbindung gingen politische und
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wirtschaftliche Zwecke damals ein? Ist nicht zu vermuten, daß
der Marshallplan ein Kind des Kalten Krieges war, oder im Zuge
des Kalten Krieges politisch instrumentalisiert wurde? Verdank-
te er dieser Instrumentalisierung nicht wesentlich seine Wirkung?
Darf man die außenwirtschaftliche Strategie des Marshallplans
daher von der Politik jener Zeit isolieren?3
Die sowjetische Regierung jedenfalls hat den Marshallplan als
Herrschaftsinstrument begriffen: Die USA hätte auf diesem Wege
versucht, die Sowjetunion zu isolieren, die europäischen Staaten
ihrer Souveränität zu berauben und sie ihrem Dollarimperium
einzugliedern.4 War dies eine jener zahlreichen Fehlperzeptionen,
die man neuerdings für die Ost-West-Konfrontation verantwort-
lich macht oder ist es gerechtfertigt, den Begriff „Herrschaft“ in
diesem Zusammenhang zu verwenden? Ist, und wenn ja, in wel-
chem Begriffsverständnis, ist der Marshallplan als Herrschafts-
instrument anzusehen?
Die Frage ist umso berechtigter, als das Schlagwort vom „Dollar-
imperialismus“, das Stalin und Molotow in die Welt setzten, rasch
in die Geschichtswissenschaft Eingang fand. Es wurde - was nicht
verwundert - für die sowjetmarxistische Geschichtswissenschaft
verbindlich gemacht, blieb aber auch im Westen nicht ohne Echo.
Die revisionistische Historikerschule in den USA griff es am
Ende der 60er Jahre auf und verband es mit der amerikanischen
Tradition der open door policy. Man sprach im Zusammenhang
mit dem Marshallplan von „informeller Herrschaft“ und vom
„amerikanischen Finanz- und Handelsimperialismus“.5
Wichtige Impulse zur Verfeinerung des begrifflichen Instrumen-
tariums gingen Mitte der 80er Jahre von der Politikwissenschaft
aus.  Robert  Keohane  prägte  den  Begriff  hegemoniale  Koopera-
tion (hegémonic cooperation). Er bezeichnete die amerikanische
Hegemonie als eine wesentliche Voraussetzung für die Durchset-
zung der wirtschaftlichen Kooperation europäischer Staaten, die
die USA als Bedingung der Gewährung von Marshallplanhilfe
gefordert hatten.6 Die historische Integrationsforschung hat die-
se Betrachtungsweise im großen und ganzen bestätigt.7
Hier gilt es, methodisch und begrifflich anzuknüpfen. Ich tue dies,
indem ich den Blick auf eine Frage lenke, der sich die Forschung
bisher nur am Rande gewidmet hat: Wie und warum kam es 1947
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zum Ausschluß der osteuropäischen Staaten von der Marshall-
planhilfe?
Die Frage führt an den Anfang jenes Prozesses zurück, der Eu-
ropa wirtschaftlich spaltete und eine der historischen Wurzeln der
gegenwärtigen malaise der osteuropäischen Staaten darstellt.
Hier an der Nahtstelle des Ost-West-Konflikts, so ist zu vermu-
ten, sind die Hintergründe politischer Instrumentalisierung öko-
nomischer Hilfeleistung besonders deutlich zu greifen. Zudem
werden Herrschaftsansprüche in der Regel zuerst in regionalen
Koordinaten definiert. Wer einbezogen und wer ausgegrenzt
wird, eröffnet oft signifikante Durchblicke auf das zugrundelie-
gende Herrschaftskonzept.
I
Wie und warum kam es also zur regionalen Begrenzung des Mar-
shallplans auf Westeuropa? Das amerikanische Hilfsangebot, so
liest man immer wieder, sei prinzipiell offen für eine Beteiligung
der osteuropäischen Staaten unter Einschluß der UdSSR gewe-
sen, Stalin habe es aber vornehmlich aus Gründen der Machtpo-
litik und der Raison d’étre des Ostblocks abgelehnt.
Die äußeren Abläufe bestätigen diese Sichtweise zunächst: Der
amerikanische Außenminister Marshall hatte in seiner Harvard-
Rede vom 5. Juni 1947 explizit davon gesprochen, daß die USA
„jede Regierung“ unterstützen würden, die bereit sei, konstruktiv
am europäischen Wiederaufbauwerk teilzunehmen.8 Die Außen-
minister Großbritanniens und Frankreichs, Bevin und Bidault ver-
ständigten sich daraufhin, ihren sowjetischen Kollegen Molotow
zu gemeinsamen Beratungen einzuladen.  Dieser akzeptierte und
man traf sich vom 27. Juni bis zum 2. Juli 1947 in Paris.
Das Klima zwischen den Großmächten war zu diesem Zeitpunkt
schon außerordentlich schlecht. Der Bürgerkrieg in Griechenland
überschattete die Ost-West-Beziehungen und hatte den amerika-
nischen Präsidenten am 12. März 1947 dazu bewogen, vor bei-
den Häusern des Kongresses jene Erklärung abzugeben, die als
„Truman-Doktrin“ in die Geschichte eingegangen ist.9 Truman
bekundete unter Verweis auf das Beispiel Griechenlands den fe-
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sten Willen der USA, die freie Welt gegen die Bedrohungen des
Totalitarismus abzuschirmen und kommunistische Machtergrei-
fungen, wie sie in einigen osteuropäischen Ländern stattgefunden
hatten, in Westeuropa zu verhindern. Daß die Zeichen auf Kon-
frontation standen, erwies sich auch am Scheitern der Moskauer
Außenministerkonferenz, die vom 10. März bis zum 24. April
1947 vergeblich versucht hatte, eine gemeinsame Vier-Mächte-
Regelung des Deutschlandproblems zustande zu bringen.
Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, daß auch die Vor-
konferenz über den Marshallplan scheiterte. Offenbar hatte sich
Molotow nur auf ein taktisches Spiel eingelassen, das der ande-
ren Seite die Schuld am Scheitern anlasten sollte. Doch diese gän-
gige Interpretation stellt nur die halbe Wahrheit dar.
Zweifel weckt bei genauerem Hinsehen schon die Rede, mit der
Marshall das Europäische Wiederaufbauprogramm am 5. Juni
ankündigte. In direkter Anspielung auf die Truman-Doktrin hat-
te sie die Wendung enthalten, daß alle Regierungen, politischen
Parteien und Gruppen mit der Gegnerschaft der USA zu rechnen
hätte, „die versuchen, das Elend der Menschen zu verewigen, um
politisch davon zu profitieren.“10 Dies zielte unverkennbar auf die
UdSSR und die kommunistischen Parteien in Westeuropa. An-
ders gewendet, das Hilfsangebot Marshalls richtete sich nur in-
sofern auch an die Sowjetunion, als sie zu politischem Wohlver-
halten bereit war und ordnete sich damit der Containment-Poli-
tik zu, die George F. Kennan wesentlich formuliert hatte.
Kennan war es dann auch, der als Direktor des Policy Planning
Staff des State Department frühzeitig die Weichen in Richtung
auf Containment stellte. Er sorgte dafür, daß die Vorbereitungs-
arbeiten für das Hilfsangebot Marshalls auf Westeuropa begrenzt
blieben. Für Osteuropa wurden gar nicht erst Daten erhoben!
Kennan stellte die Teilung Europas in einen östlichen und einen
westlichen Teil als gegebene Tatsache in Rechnung und machte
keinen Hehl daraus, worin er den Sinn des Hilfsprogramms sah:
Westeuropa ökonomisch so weit zu stabilisieren, daß es den to-
talitären Herausforderungen des Kommunismus nicht erliege.11
Der leitende Wirtschaftsfachmann des State Department, William
Clayton, ging noch einen Schritt weiter. Er forderte für das Eu-
ropäische Wiederaufbauprogramm einen von Großbritannien,
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Frankreich und Italien gemeinsam zu erarbeitenden Gesamtplan,
der auf einer Wirtschaftsunion („economic federation“) nach dem
Modell der Benelux Zollunion fußen sollte.12 Niemand redete in
diesem Zusammenhang von der UdSSR oder gab sich der Illu-
sion hin, daß sie zu diesen Konditionen am Hilfsprogramm teil-
nehmen würde.
Etwas anders verhielt sich dies mit den anderen osteuropäischen
Staaten. Kennan plädierte dafür, zunächst ohne sie zu beginnen,
das Programm aber für ein späteres Hinzukommen der Tsche-
choslowakei und anderer Länder „within the Russian orbit“ of-
fenzuhalten. Allerdings wollte Kennan dies an die Bedingung ei-
ner wirtschaftlichen Öffnung dieser Staaten geknüpft wissen. Sie
sollten, so hieß es, „die einseitige Orientierung ihrer Volkswirt-
schaften auf die UdSSR aufgeben.“13
Der Ökonom Clayton war derselben Auffassung, interessierte
sich freilich insbesondere für die ökonomischen Konsequenzen,
die das Fernbleiben der osteuropäischen Länder für das Gelingen
des Wiederaufbauprogramms insgesamt haben würde. Er kam zu
einem positiven Ergebnis: eine „European economic federation“
sei auch ohne sie sinnvoll, denn während Osteuropa auf Westeu-
ropa angewiesen sei, träfe das Gegenteil nicht zu. Ökonomisch
tendiere der Osten zum Westen, müsse dorthin exportieren, um
überleben zu können. Dieser Sogwirkung („suction“) des We-
stens habe die UdSSR ökonomisch nichts entgegenzusetzen. Ihr
bleibe, wolle sie Osteuropa beherrschen, nur das Mittel der nack-
ten militärischen Gewalt.14 Daß die UdSSR eben hierauf für mehr
als 40 Jahre ihre Herrschaft über Osteuropa gründen würde, konn-
te sich der überzeugte Freihändler Clayton vermutlich nicht vor-
stellen.
Diese globale Variante, der „Magnettheorie“, setzte voraus, daß
der Westen Europas zunächst unter sich blieb und seine Kraft als
relativ homogen strukturierte Kernregion der Weltwirtschaft im
engen Verbund mit den USA entwickelte. Nur die vorübergehen-
de Abschottung vom Osten garantierte den Erfolg des Ganzen;
denn nur so konnte man einer Politik der Störmanöver von so-
wjetischer Seite entgehen. So verwundert es denn nicht, wenn be-
reits im Vorfeld der Marshallrede intern die Vermutung ausge-
sprochen wurde, daß ein über die Region Westeuropa hinausrei-
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chendes Hilfsprogramm im Kongreß keine Mehrheit finden wer-
de. Man werde es daher auf die „befreundeten“ Nationen be-
grenzen müssen.15
II
Dennoch kann die Begrenzung der Wiederaufbauhilfe auf West-
europa nicht ausschließlich vor dem Hintergrund des Kalten
Krieges gesehen werden. Sie war vielmehr auch eine Folge der
ökonomischen Krisenerscheinungen des Jahres 1947, die die
langfristigen Trends der amerikanischen Außenwirtschaftspolitik
veränderte.16
Im Mittelpunkt der Ereignisse stand eine Zahlungsbilanzkrise:
Die westeuropäischen Staaten kauften in den USA weit mehr als
die bezahlen konnten. Washington stand vor der Wahl, ihnen die-
se Käufe zu finanzieren oder drastische Exportrückgänge hin-
nehmen zu müssen mit entsprechenden Folgen für Wirtschafts-
konjunktur und Beschäftigung in den USA und in Europa. Nur
um das Niveau des bisherigen amerikanischen Exports nach Eu-
ropa halten zu können, schätzten Fachleute die Belastungen, die
im laufenden Haushaltsjahr 1947 auf die amerikanische Regie-
rung zukommen würden, auf 4,8 Milliarden Dollar.17
Diese Aussichten waren nicht angenehm, zumal die USA auch in
den beiden zurückliegenden Jahren bereits in hohem Umfange
Leistungen für Notstandsgebiete in Europa, Asien und Afrika er-
bracht hatten. Die amerikanische Auslandshilfe hatte sich bis zum
April 1947, also in weniger als zwei Jahren auf ca. 10 Milliarden
Dollar akkumuliert und war nun im Begriff, völlig aus dem Ruder
zu laufen. Der ganz überwiegende Teil dieser Hilfe wurde ange-
sichts der notorischen Zahlungsunfähigkeit der Empfängerländer
als verlorener Zuschuß gewährt. De facto verschenkten die USA
in den Jahren unmittelbar nach dem Krieg ständig bis zu 2% ihres
Bruttosozialprodukts.18
Dies konnte kein Dauerzustand werden und durfte sich vor allem
nicht steigern. Wenn die Regierung von sich aus nichts unter-
nahm, dies zu stoppen, würde der Kongreß es tun.
Anzeichen hierfür mehrten sich im April 1947 bereits und bewo-
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gen den Direktor des Budget-Büros dazu, beim State Department
zu intervenieren: Es sei dringend erforderlich, Prioritäten zu set-
zen und ein Gesamtkonzept für die Auslandshilfe zu erarbeiten,
sonst laufe die amerikanische Regierung angesichts der rasch
wachsenden Ansprüche an den Staatshaushalt Gefahr, daß staats-
politisch wichtige Programme nicht mehr bedient werden könn-
ten und sich die Auslandshilfe ad absurdum führe.19
Eine Untersuchungskommission, die die mit der Auslandshilfe in
besonderer Weise befaßten Departments of State, War und Navy
einsetzten, kam zu derselben Schlußfolgerung, setzte in der Kri-
tik aber noch grundsätzlicher an: die bisherige amerikanische
Auslandshilfepolitik habe völlig versagt. Die geleistete Hilfe sei
verpufft und habe nicht im Sinne der übergeordneten Ziele der
amerikanischen Nachkriegspolitik gewirkt. Die Zweck-Mittel-
Relation habe nicht gestimmt.20
Was waren das für Zwecke und warum hatten die Mittel versagt?
Die amerikanische Außenwirtschaftshilfe nach dem Zweiten
Weltkrieg stand in der Tradition der Leih- und Pachtlieferungen,
mit denen die USA ihre Verbündeten im Zweiten Weltkrieg un-
terstützt hatten. Auch diese Lieferungen erfolgten unentgeltlich
und erreichten bis zur Kapitulation Japans die Nettosumme von
41 Milliarden Dollar. Diese gewaltige Investition rechtfertigte
sich zunächst einmal aus sicherheitspolitischen Gründen. Sie er-
höhte die Chancen des militärischen Erfolges und sparte ameri-
kanisches Blut. Daneben verfolgten die USA aber von vornher-
ein ein ordnungspolitisches Interesse, das auf die Nachkriegszeit
zielte: jedes Empfängerland mußte vertraglich zusichern, daß es
an der Gestaltung einer internationalen politischen Ordnung und
einer Weltwirtschaftsordnung für die Nachkriegszeit mitwirken
würde.21 Und tatsächlich nahm diese Ordnung mit der Gründung
der UNO, der Weltbank und des Weltwährungsfonds Ende des
Krieges Gestalt an.
Was die außenwirtschaftliche Seite dieser von den USA auf der
Konferenz von Bretton Woods durchgesetzten Prinzipien einer
Weltordnung anging, so sollte sie auf dem Freihandel beruhen
und jene Diskriminierungen des Handels- und Zahlungsverkehrs
abbauen, die den Welthandel in der Zwischenkriegszeit gelähmt
hatten. Das Glaubensbekenntnis dieser globalen, am Meistbe-
9
günstigungsprinzip orientierten Freihandelspolitik war der Reci-
procal Trade Agreement Act von 1934, mit dem Hull seinerzeit
das handelspolitische Gegenprogramm zu Schachts „Neuem
Plan“ formuliert hatte. Seine Geltungsdauer wurde 1945 vom
Kongreß verlängert, was ebenso große Signalwirkung haben soll-
te wie die Ratifizierung der Vereinbarungen von Bretton Woods
am 31. Juli 1945.
Die Blütenträume der amerikanischen Freihändler erfüllten sich
jedoch nicht. Die europäischen Staaten waren trotz amerikani-
scher Hilfe nicht bereit und wirtschaftlich nicht in der Lage, der
amerikanischen Linie zu folgen. Es sah vielmehr alles danach aus,
daß Europa sein Heil erneut wie in der Zwischenkriegszeit in re-
striktiven Außenhandelspraktiken suchen werde.
Eine Schlüsselrolle spielte in diesem Zusammenhang Großbri-
tannien. Die Stoßrichtung der amerikanischen Außenwirtschafts-
politik hatte sich in den 30er Jahren nicht zuletzt auch gegen
Großbritannien gerichtet, das den Mitgliedern des Common-
wealth Preferenzzölle gewährte. Es war im Krieg daher ein we-
sentliches Ziel der amerikanischen Politik gewesen, Großbritan-
nien auf eine Kurskorrektur festzulegen, die das Commonwealth
handelspolitisch öffnete und den Prozeß der inneren Umgestal-
tung bis zur Entlassung der Kolonien in die Unabhängigkeit fort-
setzte.
So äußerte Roosevelt während des Krieges einmal in vertrautem
Kreis: „Ich habe mich bemüht, Winston - und den anderen - klar-
zumachen, daß wir zwar bis zum Siege in diesem Krieg ihre
Alliierten sind, daß sie aber niemals auf die Idee kommen soll-
ten, wir seien im Krieg, um ihnen zu helfen, an archaischen und
mittelalterlichen Imperiumsideen festzuhalten ... Großbritannien
hat die Atlantic Charter unterzeichnet. Ich hoffe, daß sie sich dar-
über im klaren sind, daß die Regierung der Vereinigten Staaten
entschlossen ist, dafür zu sorgen, daß sie sich daran halten.“22
Die Abhängigkeit Großbritanniens erst von den Kriegslieferun-
gen und dann - nach Kriegsende - von den Krediten der USA wur-
de zum Hebel, um den wirtschaftlichen Teil dieses Programms
durchzusetzen und Großbritannien zu entsprechenden Selbstver-
pflichtungen zu nötigen. Das geschah im britisch-amerikanischen
Kreditabkommen vom Dezember 1945.23 Die Liberalisierungs-
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bedingungen des Kreditabkommens wurden in der britischen Öf-
fentlichkeit als dermaßen diskriminierend empfunden, daß der
Führer der Konservativen im Oberhaus, Lord Woolton, von einem
„Dollar-Diktat“ sprach. Der „Economist“ kritisierte, daß sich
Großbritannien bereit erklärten mußte, das Pfund Sterling zu ei-
nem Stichtag - dem 15. Juli 1947 - konvertibel zu machen.24
Offenbar ging man in Washinton davon aus, den Einstieg in die
neue Ära liberalen Welthandels erzwingen zu können. Doch die-
ser Versuch, die Realitäten im Sinne freihändlerischer Postulate
zu kommandieren, scheiterte. Bereits am 20. August 1947 muß-
te die britische Regierung die Konvertibilität wieder aufheben,
weil die rasch ins Ausland abfließenden Pfundbeträge den Kre-
dit aufgezehrt hatten.25
Die Welt stellte sich für die USA im Sommer 1947 also auch aus
ökonomischen Gründen ziemlich düster dar. Trotz Milliarden-
aufwendungen war es nicht gelungen, wirtschaftlich stabile Ver-
hältnisse zu schaffen. Westeuropa und seine Führungsmacht
Großbritannien waren aus dem Krieg schwächer hervorgegangen
als angenommen. Der Durchsetzung der neuen Weltwirtschafts-
ordnung war man nicht zuletzt deswegen um keinen Schritt näher
gekommen. Der Marshallplan stellte daher unabhängig von sei-
ner Instrumentalisierung im Kalten Krieg den Versuch dar, diese
ökonomischen Probleme zu lösen. Er war auch Ausdruck eines
Prioritätenwechsels in der amerikanischen Auslandshilfepolitik.
Zwei Veränderungen sind es vor allem, die diesen Prioritäten-
wechsel kennzeichnen. Es wurden erstens Schwerpunkte gebil-
det, die es gestatteten, das Volumen der Hilfe unter Kontrolle zu
halten und trotzdem größere ökonomische Wirkungen zu erzie-
len als zuvor. Zweitens wurden die liberalen ordnungspolitischen
Bedingungen, an die auch diese Hilfe geknüpft war, nicht mehr
an einzelne Regierungen adressiert, sondern an ein Kollektiv von
Empfängerländern, das sich, um Hilfe zu bekommen, vorher kon-
stituieren und organisieren mußte.
1. Die Schwerpunktbildung sollte die regionale Streuung, die Zer-
splitterung auf verschiedene Programme und die mangelnde Pla-
nung der Auslandshilfe beenden. Bisher war die Auslandshilfe
nach dem Gießkannenprinzip gewährt worden. So waren im
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Haushaltsjahr 1946/47 mehr als 30 Länder in Europa, im Nahen
Osten, in Afrika und in Asien in den Genuß von Auslandshilfe
gelangt, darunter auch die Sowjetunion, Polen, die Tschecho-
slowakei und die anderen Ostblockstaaten.26 Die Hilfe hatte sich
auf fünf verschiedene Programme erstreckt und niemand hatte
auch nur den Versuch gemacht, den Exportbedarf der USA und
den Importbedarf der Empfängerländer aufeinander abzustim-
men.
Der Marshallplan hingegen konzentrierte sich ausschließlich auf
Westeuropa. Die USA setzten zudem die Einbeziehung der west-
deutschen Wirtschaft in das Wiederaufbauprogramm gegen den
latenten Widerstand vor allem Frankreichs aber auch Großbri-
tanniens durch. Die Militärgouverneure, die die Westzonen vor
der Gründung der Bundesrepublik Deutschland in der europäi-
schen Marshallplanorganisation vertraten, sorgten dafür, daß
Westdeutschland zum größten Mittelempfänger nach Großbri-
tannien und Frankreich wurde. Man hatte in Washington die zen-
trale Rolle erkannt, die der Wiederaufbau der westdeutschen
Wirtschaft für den Wiederaufbau Europas spielen würde.
2. Der regionalen Schwerpunktbildung entsprachen die organisa-
torischen Bedingungen, die Washington mit der Gewährung der
Marshallplanhilfe verknüpfte. Nicht zuletzt das Scheitern des bri-
tisch-amerikanischen Kreditabkommens hatte Washington davon
überzeugt, daß den Schwierigkeiten in Europa nicht durch zwei-
seitige Verträge und isoliertes Vorgehen, sondern nur durch eine
konzertierte Aktion aller Empfängerländer von Marshallplanhilfe
beizukommen sei. Die Europäer sollten sich endlich an einen
Tisch setzen, einen europäischen Gesamtplan für den Wieder-
aufbau erarbeiten und eine ständige Organisation errichten, die
zum Kern einer zukünftigen europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft werden konnte. Diese Organisation, die im April 1948 in
Gestalt der OEEC ins Leben trat, wurde auf eine liberale Außen-
wirtschaftspolitik verpflichtet.27
Es war viel amerikanischer Druck nötig gewesen, um dies durch-
zusetzen, und es wurde noch viel amerikanischer Druck auf die
europäischen Staaten nötig, um aus den Buchstaben des OEEC-
Vertrages Wirklichkeit werden zu lassen. Das wirksamste Sank-
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tionsmittel, das den Amerikanern hierbei zur Verfügung stand,
war die Androhung der Kürzung von Marshallplanhilfe.
Es war von der Sache her undenkbar, daß an dieser Organisation
Staaten teilnahmen, die einer dezidiert anderen, planwirtschaft-
lich-autonomen Außenwirtschaftspolitik verpflichtet waren. Dies
hätte die seit 1934 verfolgte amerikanische Außenwirtschaftspo-
litik ad absurdum geführt. Wenn man also zu Recht konstatiert,
daß die amerikanische Politik die osteuropäischen Staaten nach
dem Motto „Vogel friß oder stirb“, d.h. „ändere deine Außen-
wirtschaftspolitik oder bleibe draußen“ behandelte, sollte man
diesen Hintergrund bedenken. Man sollte ferner nicht vergessen,
daß Frankreich, Großbritannien und die anderen westeuropäi-
schen Staaten, nach dem gleichen Motto behandelt wurden. Sie
akzeptierten, weil ihnen das Wasser am Hals stand und weil sie
trotz heftiger Polemik im einzelnen und mancher durchaus auch
prinzipiell gemeinter Gegenwehr den ökonomischen Vorteil
höher veranschlagten als die politischen Kosten.
III
Es lohnt sich, nach dieser Hintergrundskizze kurz zur sowjeti-
schen Ablehnung der Marshallplanhilfe zurückzukehren. In der
TASS-Erklärung vom 2. Juli 1947, in der Molotow die sowjeti-
sche Teilnahme am Marshallplan ablehnte, wird ganz deutlich,
daß die Führung der UdSSR den Prioritätenwechsel in der ame-
rikanischen Auslandshilfepolitik klar erkannt hatte. Ihr war die
multilaterale Zusammenarbeit unter dem Dach einer gemeinsa-
men Organisation ein Dorn im Auge. Sie beruhe „auf einer
dominierenden Stellung einer oder mehrerer mächtiger Staaten
gegenüber den anderen, die in Abhängigkeit geraten und ihre
Selbständigkeit verlieren.“ Statt dessen plädierte die Sowjetunion
für eine „breite Entwicklung“ der Außenwirtschaftsbeziehungen
auf der „Grundlage der Gleichberechtigung“.28
Zweifellos hatte Molotow begriffen, worum es ging. Die Sowjets,
so meinte Couve de Murville, seien extrem mißtrauisch und woll-
ten auf gar keinen Fall dabei helfen, ein Programm zu verwirkli-
chen, das den USA erlauben würde, Einfluß in Europa auszu-
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üben.29 Dabei hatte Moskau wohl weniger die westeuropäischen
als vielmehr die osteuropäischen Staaten im Blick. Dies geht aus
einem erst kürzlich in tschechischen Archiven aufgefundenen
Protokoll hervor, das von der Unterredung einer tschechischen
Regierungsdelegation unter Leitung von Klement Gottwald mit
Stalin und Molotow am 9. Juli 1947 in Moskau angefertigt wur-
de.30
Die tschechische Regierung hatte zuvor als einziges Land der so-
wjetischen Einflußsphäre die Einladung zur Marshallplankonfe-
renz angenommen, die zum 12. Juli 1947 ausgesprochen worden
war. Stalin machte den Tschechen nun klar, welche Risiken sie
mit diesem Kurs liefen. „Unter dem Vorwand von Krediten“, so
gibt das Protokoll Stalin wörtlich wieder, „versuchen die großen
Mächte, einen Westblock zu bilden und die Sowjetunion zu „iso-
lieren“. „Für uns ist das eine Frage der Freundschaft“. „Wenn sie
nach Paris gehen, geben sie zu erkennen, daß sie an einer Aktion
mitwirken, die darauf abzielt, die Sowjetunion zu isolieren. Alle
slawischen Staaten haben die Einladung zurückgewiesen, sogar
Albanien - (Die Teilnahme) ist ein Bruch in der Front.“31
Stalin hatte mit diesen Worten den äußeren politischen Rahmen
gezogen, ließ sich im übrigen aber erstaunlich weit auf die Erör-
terung der ökonomischen Probleme ein. Die Tschechen hatten auf
ihre extrem hohe Außenhandelsabhängigkeit vom Westen ver-
wiesen, was ihr Land von den anderen slawischen Staaten unter-
scheide. In der Bevölkerung bestehe daher Angst vor einer allge-
meinen Verarmung im Falle der Absonderung vom Westen.
Tatsächlich unterschied sich die Tschechoslowakei in ihrer Indu-
strie- und Außenhandelsstruktur nicht von den westeuropäischen
Staaten.
Dies galt freilich noch in anderer Hinsicht. Die Tschechoslowa-
kei hatte bis zum Juni 1947 unentgeltlich amerikanische Liefe-
rungen in Höhe von 264 Mio Dollar sowie westliche Kredite in
einer Gesamthöhe von über 400 Mio Dollar erhalten. Ein Ver-
siegen dieser Quelle mußte die tschechische Wirtschaft schwer
treffen. Außenminister Jan Masaryk bat Stalin daher um einen -
wie er sich ausdrückte - „Trostpreis“ und Stalin offerierte den
Ausbau der sowjetisch-tschechischen Handelsbeziehungen als
Gegenleistung für den Verzicht auf Marshallplanhilfe. Fast ver-
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zweifelt bemerkte Gottwald, daß die Sowjetunion fast nur
Schwermaschinen und Röhren nachfrage, hingegen kein Absatz
für die Produkte der Leichtindustrie offeriere, die bisher vor-
nehmlich in den Westen gegangen seien. Stalin versprach auch
hier sowjetische Absatzgarantien.32
Schaut man sich die Ziffern der tschechischen Außenwirt-
schaftsabhängigkeit vom Westen an, so wird die Prager Delega-
tion wenig Trost in den sowjetischen Angeboten gefunden haben.
1947 betrug die Import- und Exportabhängigkeit der Tschecho-
slowakei von Ländern außerhalb des Ostblocks je 81%, 1948
verringerte sie sich auf 63 bzw. 60%, was ganz wesentlich auf
eine Verdreifachung des sowjetisch-tschechischen Handels zu-
rückzuführen war.33 Anstrengungen hatte Moskau also unter-
nommen, ihr Ergebnis blieb gleichwohl mager.
Die Entscheidung der tschechischen Regierung vom Juli 1947,
sich dem sowjetischen Druck zu beugen, erwies sich also als ein
ökonomischer Beinaheselbstmord. Anders formuliert: der politi-
sche Staatsstreich vom Februar 1948 wurde in der Wirtschaft be-
reits im Januar 1947 vorweggenommen. Die Tschechoslowakei
wurde dabei zum Opfer einer Konfrontation zwischen Ost und
West, die von beiden Seiten nicht nur als politischer, sondern auch
als ökonomischer Konflikt begriffen wurde.
IV
Was ergeben sich aus diesen Beobachtungen nun für Antworten
auf die eingangs gestellte Frage? Ist, und wenn ja, in welchem
Begriffsverständnis, der Marshallplan als Herrschaftsinstrument
anzusehen?
Die eindeutigste Antwort auf diese Fragen legen die Deutungs-
muster der ökonomischen Imperialismustheorie nahe. Die mo-
dernen Industriestaaten, so lehrt Hobson, können sich ihre
ohnehin schon labile innere Stabilität nur erhalten und die große
Krise des Kapitalismus nur zu vermeiden hoffen, wenn sie stän-
dig expandieren und ihre Wirtschaft sich immer neue Absatz-
märkte erschließt. Diese Expansion geschieht in vielfältigen For-
men, die von der direkten, bürokratisch-militärischen Beherr-
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schung fremder Gebiete bis zu deren wirtschaftlicher Durchdrin-
gung mit Hilfe von Waren- und Kapitalexport reichen. Das eine
wird formelle, das andere informelle Herrschaft genannt.34
So unterschiedlich die Herrschaftsinstrumente auch sind, die die
formelle und die informelle Herrschaft kennzeichnen, so gleich-
gerichtet sind sie doch in ihrem Ziel, fremde Gebiete von der im-
perialistischen Macht abhängig zu machen. Die Kategorie dieser
völlig einseitig begriffenen Abhängigkeit ist von zentraler Be-
deutung und stellt die Imperialismustheorie in eine im späten 18.
Jahrhundert beginnende begriffsgeschichtliche Tradition hinein,
die „Herrschaft“ zunehmend als politisch „illegitim“ und ökono-
misch „ausbeuterisch“ brandmarkte und die Vorstellung, daß
Herrschaft „rechtmäßige“ Herrschaft sei, in den Hintergrund
drängte.35
Aus diesem Blickwinkel erscheint der Marshallplan als ein sub-
tiles ökonomisches Herrschaftsinstrument zur Etablierung infor-
meller amerikanischer Herrschaft über Westeuropa. Die Krise des
Jahres 1947, die die Angst vor der Wiederholung der großen Welt-
wirtschaftskrise stimulierte, und die Notwendigkeit, in dieser
Situation die amerikanischen Exporte zu sichern, hätten die USA
dazu bewogen, sich in Westeuropa ein sicheres Absatzgebiet zu
schaffen.36
Die interventionistische Konsequenz und die Härte, mit der die
Ziele der amerikanischen Außenwirtschaftspolitik gegenüber den
westeuropäischen Staaten durchgesetzt und die Kompromiß-
losigkeit, mit der diese Prinzipien den osteuropäischen Staaten
gegenüber zur conditio sine qua non erklärt wurden, scheinen die-
sen Eindruck zu bestätigen. Wo in dieser Form Macht eingesetzt
wird, liegt der Verdacht nahe, daß Herrschaft etabliert werden
soll.
Dem widerspricht nicht, daß die USA sich durch diesen Macht-
einsatz keine Privilegien verschafften, sondern auf der Ein-
führung von Regeln bestanden, die allen Staaten gleiche Chan-
cen  eröffneten.  Die  USA,  so  wird  argumentiert,  konnten  sich
dies leisten; denn gestützt auf ihre überlegene Produktionskraft
würden sich die amerikanischen Exportinteressen auch bei for-
maler Gleichstellung mit anderen Handelsnationen vorrangig
durchsetzen.
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Zweifellos vermag das Kategoriensystem der ökonomischen Im-
perialismustheorie einige interessante Schlaglichter auf die ame-
rikanische Nachkriegspolitik zu werfen und doch erweist es sich
in entscheidenden Punkten als inadäquat.
Inadäquat erscheint vor allem das Verlaufsmodell. Während die
Imperialismustheorie auf einen Prozeß abhebt, der aus der Per-
spektive der Objekte imperialistischer Politik von der Unabhän-
gigkeit zur Abhängigkeit führt, liegt in unserem Fall das Gegen-
teil vor. Die westeuropäischen Staaten emanzipierten sich aus
einer erdrückenden militärischen, ökonomischen und politischen
Abhängigkeit von den USA und gewannen als Folge des Mar-
shallplans beträchtlich an ökonomischer und politischer Unab-
hängigkeit. Nicht einseitige Abhängigkeit, sondern wechselseiti-
ge Abhängigkeit, Interdependenz, prägte zunehmend die Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen Westeuropa und den USA. Dabei
ist es nicht unwichtig zu sehen, daß dieser Effekt nicht etwa gegen
die Intentionen des Marshallplans eintrat, sondern dessen Ziel-
vorgabe entsprach. Er wollte „Hilfe zur Selbsthilfe“ geben und
zielte auf die möglichst rasche Restrukturierung der westeu-
ropäischen Volkswirtschaften und ihrer außenwirtschaftlichen
Austauschprozesse.
Wenn man den Marshallplan also aufgrund der interventionisti-
schen Machtausübung, die mit ihm einherging, als Herrschafts-
instrument begreift, war er ein Herrschaftsinstrument zum Abbau
von Herrschaft.
Dies tangiert freilich die Überlegenheit der ökonomischen Posi-
tion der USA nur graduell; denn der amerikanische Führungsan-
spruch hatte sich ursprünglich ja ausschließlich auf die Ordnung
der Weltwirtschaft bezogen. Erst als sich 1947 herausstellte, daß
die in Bretton Woods aus der Taufe gehobene globale liberale
Ordnung nicht funktionierte, weil Europa seine ihm zugedachte
Rolle in diesem System nicht zu spielen vermochte, wurde der
Marshallplan als vorübergehende interventionistische Stützungs-
maßnahme entwickelt, mit dem Zweck, eine regionale begrenzte
Restrukturierung zu erreichen. Auf dieser Basis erst konnte die
geplante Weltwirtschaftsordnung funktionieren.
Westeuropa wurde daher genötigt, sich zu organisieren und tat
dies sehr bald auch von sich aus mit dem freilich etwas anders
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akzentuierten Ziel, sein Gewicht in der Waagschale der globalen
Ordnung zu erhöhen. Die USA zogen sich im Laufe dieses
Prozesses, der Ende der 50er Jahre in der Gründung der EWG
kulminierte, auf die Rolle eines Hegemons zurück, der ein eta-
bliertes System anerkannter und akzeptierter Regeln und Normen
überwacht und dessen Einhaltung anmahnt. Man könnte in die-
sem Zusammenhang von einer global ausgerichteten normativen
Hegemonie oder von „rechtmäßiger Herrschaft“ im altherge-
brachten Wortsinn sprechen. Sie beruhte wie diese auf Konsens
und Kooperation.
Zweifellos diente diese Hegemonie amerikanischen Interessen,
nicht zuletzt auch Exportinteressen. Sie zielte aber nicht unmit-
telbar auf diese Interessen ab, sondern mittelbar, über den globa-
len Ordnungsanspruch, der den primären Zweck verfolgte, die
Weltwirtschaft zu stabilisieren und die Wiederholung einer Welt-
wirtschaftskrise zu vermeiden.
Wie sehr dieses übergeordnete Interesse das Denken in
Washington beherrschte, kann man u.a. daran erkennen, daß die
Milliardensummen, die die USA in der Nachkriegszeit für Aus-
landshilfe ausgaben, ganz überwiegend als verlorene Zuschüsse
und eben nicht - wie die Imperialismustheorie voraussetzt - als
Kredite gewährt wurden. Man wollte die Fehler der Zwischen-
kriegszeit vermeiden. Damals hatten die hohen Rückzahlungs-
verpflichtungen der Schuldnerländer der USA die Weltwirtschaft
erheblich belastet und mit zur großen Krise Anfang der 30er Jah-
re beigetragen.
Begreifen wir das Ziel der globalen normativen Hegemonie der
USA die Stabilisierung der Weltwirtschaft und die Verhinderung
einer Weltwirtschaftskrise, so läßt sich der Bogen zurück zur
Sicherheitspolitik schlagen. Gelang es nicht, dieses Ziel zu errei-
chen, drohten politische Erschütterungen von gleichem Ausmaß,
wie sie die Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre hervorgebracht
hatte. Der Totalitarismus konnte erneut triumphieren. Hatten die
USA aber gegen Hitler gekämpft, um nun Stalin zu unterliegen?
Die Entschlossenheit und der normative Rigorismus, mit denen
die USA die regionale Restrukturierung in Westeuropa nach
innen durchsetzten und nach außen abschirmten, erklärt sich aus
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diesem Ziel. Hier instrumentalisierte die Politik nicht die Wirt-
schaft und die Wirtschaft nicht die Politik, sondern wirtschaftli-
che und politische Interessen, die in umfassendem Sinne auf Si-
cherheit zielten, waren in gleicher Weise darauf gerichtet, einen
Krisenmechanismus außer Kraft zu setzen, dessen Modell man in
Gestalt der Weltwirtschaftskrise und ihrer politischen Folgen
ständig vor Augen hatte.
Der Historiker tut sich schwer mit der Frage, ob man aus der Ge-
schichte lernen kann. Wenn man die amerikanischen Akten aus
den 40er Jahren liest, trifft man immer wieder auf den Versuch
der Politiker, aus dem verhängnisvollen Verlauf der Zwi-
schenkriegszeit zu lernen. Sie hatten, wie wir gesehen haben, ihre
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